
LG Köln: Verpflichtende Abfrage des
Kennwortes bei Kündigungsbutton
unzulässig
Durch das Gesetz für faire Verbraucherverträge wurde zum 1.7.2022 u.a. mit § 312k BGB der
Kündigungsbutton eingeführt. Für dessen Ausgestaltung bestehen genaue gesetzliche Vorgaben.
Das LG Köln (Beschl. v. 29.7.2022 – 33 O 355/22) entschied nun, dass hierbei die verpflichtende
Eingabe des Kundenkennworts unzulässig sei.

Die Verfügungsbeklagte bietet den Abschluss von Telekommunikationsverträgen über ihre Website
an. Sie hielt zwar einen Kündigungsbutton vor, sah hier jedoch verpflichtend die Eingabe des
Kundenkennwortes vor. Die Verfügungsklägerin mahnte sie wegen dieser Darstellung ab. Der
Verfügungsbeklagten wurde es nun im Wege der einstweiligen Verfügung untersagt, auf der
Webseite keine unmittelbar und leicht zugängliche, insbesondere nicht erst nach Einloggen mit
Kundennummer und Kundenkennwort erreichbare, Bestätigungsseite, sowie Schaltfläche für die
Bestätigung einer Kündigung vorzuhalten.

Rechtlicher Hintergrund
Nach § 312k Abs. 2 BGB hat der Unternehmer sicherzustellen, dass der Verbraucher auf der
Webseite eine Erklärung zur ordentlichen oder außerordentlichen Kündigung eines auf der Webseite
abschließbaren Vertrags über eine Kündigungsschaltfläche abgeben kann. Der Kündigungsprozess
gliedert sich in 3 Stufen. Auf der ersten Stufe muss eine „Kündigungsschaltfläche“ vorgehalten
werden. Diese muss mit den Wörtern „Vertrag hier kündigen“ oder einer ähnlichen Formulierung
betitelt sein. Anschließend erfolgt eine Weiterleitung auf die sog. „Bestätigungsseite“, die die zweite
Stufe darstellt. Auf dieser Bestätigungsseite soll der Kündigende die Möglichkeit erhalten, weitere
Angaben zu seiner Person bzw. zu seinen Vertragsdaten zu machen, sodass der Empfänger die für
ihn wesentlichen Informationen erkennen kann.

Auf der Bestätigungsseite wiederum ist entsprechend der dritten Stufe eine
„Bestätigungsschaltfläche“ vorzuhalten, die mit den Wörtern „Jetzt kündigen“ zu beschriften ist.
Diese hat bei Klick tatsächlich die Kündigung auszulösen. § 312k Abs. 2 S. 4 BGB nF verlangt
sodann, dass die Schaltflächen ständig verfügbar sowie unmittelbar und leicht zugänglich sind. Die
Schaltflächen sollen demzufolge ohne vorherige Anmeldung auf der Webseite erreicht werden
können.

(2) Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass der Verbraucher auf der Webseite eine
Erklärung zur ordentlichen oder außerordentlichen Kündigung eines auf der Webseite
abschließbaren Vertrags nach Absatz 1 Satz 1 über eine Kündigungsschaltfläche abgeben
kann. Die Kündigungsschaltfläche muss gut lesbar mit nichts anderem als den Wörtern
„Verträge hier kündigen“ oder mit einer entsprechenden eindeutigen Formulierung
beschriftet sein. Sie muss den Verbraucher unmittelbar zu einer Bestätigungsseite führen,
die
1. den Verbraucher auffordert und ihm ermöglicht Angaben zu machen
a) zur Art der Kündigung sowie im Falle der außerordentlichen Kündigung zum
Kündigungsgrund,
b) zu seiner eindeutigen Identifizierbarkeit,
c) zur eindeutigen Bezeichnung des Vertrags,
d) zum Zeitpunkt, zu dem die Kündigung das Vertragsverhältnis beenden soll,
e) zur schnellen elektronischen Übermittlung der Kündigungsbestätigung an ihn und
2. eine Bestätigungsschaltfläche enthält, über deren Betätigung der Verbraucher die
Kündigungserklärung abgeben kann und die gut lesbar mit nichts anderem als den Wörtern
„jetzt kündigen“ oder mit einer entsprechenden eindeutigen Formulierung beschriftet ist.
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Die Schaltflächen und die Bestätigungsseite müssen ständig verfügbar sowie unmittelbar
und leicht zugänglich sein.

Nach § 312k Abs. 3 BGB muss der Unternehmer gewährleisten, dass der Verbraucher seine
abgegebene Kündigungserklärung mit dem Datum und der Uhrzeit der Abgabe auf einem
dauerhaften Datenträger so speichern kann, dass erkennbar ist, dass sie durch das Betätigen des
Kündigungsbuttons abgegeben wurde. Zudem muss der Unternehmer nach Abs. 4 S. 1 dem den
Inhalt, das Datum und die Uhrzeit des Zugangs der Kündigungserklärung sowie den Zeitpunkt, zu
dem das Vertragsverhältnis durch die Kündigung beendet werden soll, sofort auf elektronischem
Wege in Textform zu bestätigen.

Die wichtigsten Informationen zum Kündigungsbutton haben wir in diesem Beitrag für Sie
zusammengefasst.

Abfrage des Kundenkennworts unzulässig
Das Gericht stellte klar, dass die Verfügungsbeklagte ihre Pflicht zur Vorhaltung des
Kündigungsbuttons nicht erfülle. Die auf der Bestätigungsseite abzufragenden Angaben seien in §
312k Abs. 2 BGB abschließend vorgegeben Das Betätigen der Kündigungsschaltfläche führe nicht
unmittelbar zur Bestätigungsseite. Das Abfragen des Kundenkennwortes stelle eine zusätzliche
Hürde auf. Zwar sei es möglich, das Kennwort abzufragen, in diesem Fall müsse jedoch gleichzeitig
die Möglichkeit bestehen, durch die Angabe des Namens und anderen gängigen
Identifizierungsmerkmalen eine Kündigung zu erklären.

Die nach dem Gesetz abzufragenden Angaben sind ausweislich der Gesetzesbegründung
zugleich als Minimalvorgabe und als Maximalvorgabe zu verstehen. Die Beschränkung der
zu verlangenden Angaben soll Ausgestaltungen verhindern, bei denen der Unternehmer
weitere, für den Verbraucher nicht ohne Weiteres verfügbare Daten abfragt und so eine
einfache und unkomplizierte Kündigung erschwert. Zugleich soll die Abfrage dem Grundsatz
der Datensparsamkeit nach der DS-GVO Rechnung tragen (BT-Drs. 19/30840, S. 15, 18;
MüKoBGB/Wendehorst, 9. Aufl. 2022, BGB § 312k Rn. 16).
Durch die Abfrage des Kundenkennworts baut die Antragsgegnerin eine Hürde auf, die in
der genannten Vorschrift nicht vorgesehen und geeignet ist, ihn von der Kündigung
abzuhalten, weil ihm das Kennwort möglicherweise nicht zugänglich ist. Wenn derartige
Identifizierungsmöglichkeiten angeboten werden, muss zugleich eine Möglichkeit bestehen,
durch Angabe von Namen und weiteren gängigen Identifizierungsmerkmalen
(Wohnanschrift, E-Mail-Adresse und dergleichen) eine Kündigung zu erklären
(MüKoBGB/Wendehorst, 9. Aufl. 2022, BGB § 312k Rn. 18). Dies ist hier nicht der Fall

Alexander Kirch/Shutterstock.com

https://shopbetreiber-blog.de/2022/06/30/nicht-vergessen-ab-1-7-2022-kuendigungsbutton-bei-dauerschuldverhaeltnissen-erforderlich/
https://shopbetreiber-blog.de/2022/06/30/nicht-vergessen-ab-1-7-2022-kuendigungsbutton-bei-dauerschuldverhaeltnissen-erforderlich/

